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Eine gut besuchte
Friedensdemoist nicht
unbedingt ein Grund

zumFeiern. Freut sich
die LSAP wirklich darüber,

dassauch die CSV
dabei ist? Wie gehen
linke MilitantInnen mit

demWischiwaschi−Appell
und der Teilnahme

desADRum?

"Die Luxemburger Bevölke-
rung ist massiv gegen eine mili-
tärische Intervention. Die Lu-
xemburger Regierung ist nicht
auf der gleichen Wellenlänge wie
ihre Bevölkerung." Es war LSAP−
Präsident Jean Asselborn, der
die Attacke gegen die CSV−DP−
Koalition in der parlamentari-
schenFragestunde amDienstag-
nachmittag vortrug. Es gebe Re-
gierungen, die nur nocheine Mi-
litärintervention anstrebten,
und solche, die auf das interna-
tionale Recht pochten. "Indieser
Frage gibt es kein Niemands-
land. Wo steht Luxemburg?",
fragte der LSAP−Politiker.

Gouverneur Juncker
"Es gibt keine zwei Lager. Wir

alle wollen eine diplomatische
politische, friedliche Lösung",

konterte Premierminister Jean−
Claude Juncker. In seiner Argu-
mentation lehnte er sich dann
aber starkandie US−Positionan:
Es sei der Irak, der die UN−Reso-
lutionnicht einhalte, der Blix−Be-
richt habe gezeigt, wie starrsin-
nigSaddamHusseinsei, unddas
Hilfegesuch der Türkei sei
durchaus begründet. Er hoffe,
dass die Kriegsdrohung zur
Kriegsverhinderung beitrage, so
der Premier, aber: "AmEnde hat
der Weltsicherheitsrat zu ent-
scheiden. Luxemburg muss die
internationalen Verträge − die
UN−Charta wie die Nato−Ver-
pflichtungen− respektieren."
Zwar haben CSV und DP, i m

Gegensatz zu sämtlichen ande-
ren Parteien, den Appell der Lu-
xemburger Friedenskoordinati-
on (siehe Seite 6) unterschrie-
ben. Doch ob die Linie zwischen
Krieg und Frieden deckungs-
gleichist mit jener zwischen Re-
gierung und Opposition, ist
zweifelhaft. So lange es kein
zweites, den Krieg autorisieren-
des UN−Mandat gibt, scheint
auchJean−Claude Juncker gegen
ein militärisches Vorgehen zu
sein. Umgekehrt könnte die
Front der KriegsgegnerInnen
bröckeln, wenneinsolches Man-
dat vorläge.
So hatte Dan Kersch (LSAP)

bei der Pressekonferenz der
Friedenskoordination am Diens-
tagmorgen gesagt: "Wir orientie-
ren uns am internationalen
Recht. Der Druck auf die USA,
dieses Recht einzuhalten, hat
bisher ein militärisches Los-
schlagen verhindert." Die Frage,
welche Haltung die LSAPi mFal-
le eines zweiten UN−Mandates
einnehmen werde, ließ er unbe-
antwortet. Dies sei eine hypo-
thetische Diskussion, die man
jetzt nicht führen müsse. Tatsa-
che ist, dass die LSAPin dieser
Fragegespaltenist. Es war unter
anderemsie, diedarauf drängte,
die zweideutige Formulierung
"Für den Respekt des Völker-
rechts" in den Text des Appells
aufzunehmen.

Gedrängei m
Niemandsland
KP-Chef Ali Ruckert betonte

während der Pressekonferenz,
die KPbegrüße das breiteSpekt-
rum von Organisationen, das
den Appell und die Friedensde-
mo unterstütze, auch wenn der
Textkompromiss sienicht zufrie-
den stelle. "Die KP ist in jedem
Fall gegendenKrieg, dennschon
1990 haben es die USAfertig ge-
bracht, ein UN−Mandat durch Er-
pessung anderer Staaten durch-
zusetzen." Ähnlich klar ist auch
die Haltungvon"Déi Lénk" sowie
von "Déi Gréng". "Wir lehnen
Krieg als Lösung in der Irak−
Problematik ab, auch mit Man-
dat", so François Bausch gegen-
über der woxx. "Ein Krieg ohne
Mandat hätte allerdings noch
weitreichendere Folgen für die
internationale Politik."
Dennoch hält sich der Ärger

darüber, dass der Appell sovage
ausgefallenist, in Grenzen. Er sei
gegen die Kompromissei mText
gewesen, erzählt Andreas Sta-
thopoulos von "Jugend fir Frid-
den a Gerechtegkeet". "Aber es
war uns allen daran gelegen, ei-
ne gut besuchte Demo hinzube-
kommen." Auch Pascal Husting
von Greenpeace stellt fest:
"Ganz klar, dieser Text gibt nicht
i m Geringsten unsere Position
wieder." Seine Organisationhabe
ihre Ansichten in Punkten wie
UN−Mandat und Entwaffnung zu-
rückgestellt, um ein breites

Bündnis zu ermöglichen. Green-
peace kämpfe seit 30 Jahren ge-
gen die Verbreitung und den Be-
sitz von Massenvernichtungs-
waffen. "Aber es ist unverständ-
lich, warum nur die irakischen
Waffen gefährlich sein sollen.
Die USAsind das Land, das sich
über alle Abkommengegen Mas-
senvernichtungswaffen hin-
wegsetzt, unddas einzige, dasje
die Atombombeeingesetzt hat."
Solche sachlichen, aber enga-

gierten Überlegungen haben in
den Text des Appells keinen Ein-
ganggefunden, ja, in der Endfas-
sung gelang es, selbst die Nen-
nung der USA zu vermeiden.
Dennoch schrieb Léon Zeches
i m Wort−Leitartikel vom 8. Feb-
ruar: "Viele hätten sicher weni-
ger Hemmungen, an Friedensde-
monstrationen teilzunehmen,
wenn sie nicht von extremisti-
schen Organisationen zu anti-
amerikanischen Orgien miss-
braucht würden." Doch während
die Friedenskoordination pein-
lich bemüht ist, jeden Anschein
von antiamerikanischer Sti m-
mungsmache zu vermeiden, ge-
niert mansichauf der Gegensei-
te weniger: "Americanstraveling
or residing abroad should avoid
demonstrations and take com-
monsenseprecautions", heißt es
in einemRundschreiben der US−
Botschaft, das unter andereman
Banken versendet wurde. Indem
die US−Botschaft darauf hin-
weist, dass solche Demos "zu
Gewalt eskalierenkönnen", hofft
sie wohl, eine antipazifistische
Sti mmungzuschüren.

Luxemburger Modell
Verlorene Mühe, denn die

"Alle ins Boot"−Politik der Frie-
denskoordination hat Früchte
getragen: Nach der LSAP, dem
OGBL und mehreren christli-
chen Organisationen rufen auch
LCGB und CSV zur Demo auf.
Und das ADRhat gar den Appell
unterschrieben − eine Gesell-
schaft, auf die manche Friedens-
bewegte lieber verzichtet hät-
ten. "Ich verstehe nicht, warum
ich neben solchen Leuten mar-
schieren muss", kritisiert Cyn-
thia Domingues−De Matos von
"Jugendfir Fridden a Gerechteg-
keet" gegenüber der woxx. "In
der Ausländer−, der Flüchtlings−,
der Frauenpolitik vertreten sie
das genaue Gegenteil von dem,
woran ich glaube." Dass ihr ein
ADR−RedebeitragamSamstager-
spart bleibt, liegt an einer Lö-
sung"àlaluxembourgeoise": Als
klar wurde, dass die Rechten
den Appell unterzeichnen wür-
den, verzichteten alle anderen
Parteien auf ihren schon ausge-
handeltenRedebeitrag.
Henri Wehenkel vom"Comité

pour une paix juste au Proche−
Orient" versucht, Grenzen zu
ziehen: "Das ADR ist keine fa-
schistische Partei. Wenn Leute
von Le Pen kämen, würden wir
sie aus der Demo schmeißen."
Und gegenüber Extremisten an-
derer Art? "Plakate mit Bin
Laden oder Saddam hätten in
der Demoauchnichts verloren",
so Henri Wehenkel. Er ist sich
bewusst, dass das breite Bünd-
nis auf Kompromissen beruht.
"Was zählt, ist nicht die Form,
sondern das Ergebnis − mög-
lichst viele Menschen auf die
Straße, um Bush zu stoppen."
Bleibt nur zu hoffen, dass nicht
inletzter Minute auch noch Ge-
orge W. Bush in Person seine
Teilnahmeankündigt.

RaymondKlein

PISA2003− Vorbereitungenlaufen an
"Dieses Mal werden wir den PI SA−Test generalstabsmä-
ßig vorbereiten", erklärte Michel Lanners aus dem Un-
terrichtsministeri um. Der Direktor des "service de la
coordi nati on de la recherche et de l'i nnovation pédago-
gique" sagte i m Gespräch mit der woxx, man hoffe " mit
ei nem positiveren Kommunikati onssystem" bei den
diesjähri gen SchülerI nnentests der OECD ei n anderes
Resultat erzielen zu können. SchülerI nnen, LehrerI nnen,
Direktionen, Eltern − sie alle sollen über Aushänge und
Anschrei ben dieses Jahr rechtzeiti g und umfassend
über den Test und sei ne Bedeutung i nformiert werden.
Damit zieht das Unterrichtsministeri um Konsequenzen
aus Vorwürfen seitens SchülerI nnen und LehrerI nnen
bei m PI SA−Test i mvergangenen Jahr schlecht vorberei-
tet gewesen zu sei n.
Doch nicht nur I nformati onsdefizite i n Richtung Teil neh-
merI nnen will das Unterrichtsministeri um ausräumen.
Auf europäischer Ebene setzt sich Luxemburg zudem
verstärkt dafür ei n, dass die Problematik der Mehrspra-
chi gkeit besser Rechnung getragen werde. Erste Erfol-
ge gebe es schon: So sollen die SchülerI nnen dieses
Jahr Testhefte sowohl i n deutscher und französischer
Sprache ausgehändi gt bekommen. Ob' s was hilft?

Wahlgesetz: Breite Konsultation,
magere Ergebnisse
Der Ärger war vorprogrammiert. Am 5. Februar er-
schien I nnenminister Michel Wolter i n der "Commission
de l'i ntérieur" und versuchte, mit Erfol g, bereits getrof-
fene Entscheidungen zum neuen Wahlgesetz i n mehre-
ren Detailfragen abändern zu lassen − "ei n ungeheuerli-
cher Vorgang", kritisierten die Grünen. Amvergangenen
Mittwoch nun stand besagtes Gesetz auf der Tagesord-
nung der Abgeordnetenkammer − statt, wie von der
"Commission de l'i ntérieur" geplant, Ende des Monats.
Der Grund: Das Gesetz muss bis zum 28. Februar i m
Memorial veröffentlicht sei n, sonst können die flexible-
ren Zulassungsbedi ngungen für Nicht−LuxemburgerI n-
nen bei den Europawahlen nicht i n Kraft treten, weil die
Wahllisten zu diesem Datum abgeschl ossen werden.
Umzu verhi ndern, dass Staatsrat, Mi nister und Grand−
Duc unter Zeitdruck geraten, wurde die Verabschiedung
des Gesetzes vorverlegt. Grüne, ADR und LSAP protes-
tierten, i nsbesondere weil es i n besti mmten Punkten
noch Klärungsbedarf gebe − vergeblich. Doch der Ter-
mi ndruck ist nicht allei ne schul d, wenn die Ergebnisse
der "Jahrhundertreform" mager ausfallen. Nach ei ner
breiten Konsultati on hatten Minister und Mehrheitspar-
teien Angst vor der ei genen Courage bekommen und,
außer der Abschaffung der Gemeindesektionen, nur
vorsichti ge Änderungen i n das neue Gesetz auf-
genommen.

Biirgerfrequenzfunkt dazwischen
Wie Gemeinden sich gegen unerwünschte Mobilfunkan-
tennen zur Wehr setzen können, darüber i nformiert ei ne
Kampagne der Organisati on "Biirgerfrequenz". " Wir ver-
treten die Auffassung, auf Grund des sich i mmer mehr
verdichtenden Wissensstands über die Wirkung gepuls-
ter elektromagnetischer Felder, dass es heute − aus ge-
sundheitlicher Sicht − unverantwortlich ist, ei ne weitere
substanzielle Vermehrung der bestehenden Mobilfunk−
I nfrastrukturen herbeizuführen", schrei bt die Organisa-
ti on i n i hrem Pressedossier. I nsbesondere der Aufbau
ei nes UMTS−Netzes werde ei ne erhebliche Vermehrung
der Anzahl der Basisstationen mit sich bri ngen. I m Na-
men des Vorsorgepri nzi ps, so "Biirgerfrequenz", sollten
Gemeinden versuchen, den Bau von Mobilfunkmasten
i n Gebieten, i n welchen Menschen sich dauerhaft auf-
halten, zu verhi ndern. Die NGOzählt diejuristischen Ar-
gumente auf, die Gemeinden vorbri ngen können: von
ei nemEU−Bericht über die Durchsetzung elektromagne-
tischer Sicherheitsstandards bis zum Landesplanungs-
gesetz von 1937. Und ei n Trostpflaster für Handy−Süch-
ti ge: Auch ei n gesundheitsverträgliches Mobilfunknetz
könne dank vorausschauender Planung ei nen guten
Empfang gewährleisten.
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